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Die Abgeordneten zum Nationalrat Anschober, Freunde und Freundin­

nen haben am 21.04.1993 unter der Nr. 4650/J eine schriftliche 

parlamentarische Anfrage betreffend POlizeieinsatz bei den Demon­

strationen gegen die Aufhebung der Tropenholzkennzeichnung vom 

12.03.1993 an mich gerichtet, die folgenden Wortlaut hat: 

~1. Wieviele Exekutivkräfte waren am 12. bzw. 13. März vor 
dem Parlament im Umfeld der obenangefUhrten Demonstrationen 
im Einsatz? 

2. Wie ~9ch war i~ Vergleich dazu die ~on den Polizeikräften 
gescnatzte Anzanl der Demonstranten. 

3. Waren ~ei dieset Angelegenheit auch Aktivisten der Staats­
pOlIzeI anwesen. 

4. Wenn ja, wieviele Beamte der StaatsDolizei am 12. und wie-
viele'Beamte am 13.3.? • 

5, Aus welchem Grund waren Beamte der StaatspOlizei anwesend? 

6. Wurde seitens dieser Beamten der StaatspOlizei auch eine 
Identifizierung der anwesenden Demonstranten vorgenommen? 
Wenn ja, auf welche Art und Weise? 

7. Kam es in diesem Zusammenhang auch zu einer fotografischEHl 
Identifizierung, wenn ja, von wievielen Demonstranten? 

8. Mq ~elcherBegründung kam es zum gegenstä~cllichen staatsp01i­
zelilchen EInsatz, wenn vom InnenminIster In den vergangenen 
Jahren mehrfach betont wurde, daß die Kontrolle von Umwelt­
gruppen durch die Staatspolizei eingestellt werde? 

9. Laut den Berichten von Demonstranten wurden mehrere Demon­
stranten von Polizisten so festgehalten, daß sie durch 
StaatspOliZisten einwandfrei fotografisch identifiziert wer­
den konnten. Kann der Innenminister diese BeObachtungen bestä­
tigen? Was geschieht mit dem, solcher Art aufbereiteten, 
staatspOlizeilichen Material'?" 
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Diese Anfrage beantworte ich wie folgt: 

Zu Frage 1: 

Am 12. März 1993 waren im Bereich des Parlaments 90 mit Objektsi­

cherungs- bzw. Präventivaufgaben betraute Sicherheitswachebeamte 

eingesetzt. Im unmittelbaren Bereich der Demonstration waren im 

Zuge der Auflösung der Versammlung insgesamt 43 Sicherheitswache­

beamte eingesetzt, die die erforderlichen Identitätsfeststellun­

gen, Anzeigenverständigungen und Festnahmen durchführten. 

Am 13. März 1993 waren Kräfte für den Falle einer neuerlichen 

Demonstration bereitgestellt; diese kamen jedoch im Bereich des 

Parlaments nicht zum Einsatz, da weder eine Sitzung des National­

rates noch eine Demonstration stattfand. 

Zu Frage 2: 

Nach Schätzungen der Polizei nahmen an der Demonstration am 12. 

März 1993 ca. 60 Demonstranten teil. 

Zu Frage 3: 

Bei der Demonstration am 12.3.1993 waren Beamte der Abteilung für 

Staats-, Personen- und Objektschutz (Abteilung I> der BPD Wien 

eingesetzt. 

Zu Frage 4: 

Am 12.03.1993 waren dies ein rechtskundiger Beamter als Behörden­

vertreter und vier Kriminalbeamte. Am 13.03.1993 fand keine Demon­

stration statt. 
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Zu Frage 5: 

Gemäß § 10 Abs. 7 1it. d. Organisations- und Geschäftsplan der 

BPD Wien obliegt dem Büro für Staatsschutz die zentrale Leitung 

des Großen Sicherheits- und Ordnungsdienstes bei Aufmärschen und 

Kundgebungen unter freiem Himmel. 

Zu Frage 6: 

Im Zuge der Demonstration am 12.03.1993 wurden drei Personen gem. 

§ 35 Z 1 VStG und weitere neun Demonstranten gem. § 35 Z 3 VStG 

von Sicherheitswachebeamten festgenommen und dem Polizeigefange­

nenhaus überstellt. Dort erfolgte durch Kriminalbeamte der Abtei­

lung I im Hinblick auf die einzuleitenden Verwaltungsstrafverfah­

ren die Feststellung der Identität der Angehaltenen. 

Zu Frage 7: 

Die erwähnten Arrestanten wurden im Bereich der Arrestantensam­

meistelle mit einer Polaroidkamera photographiert. Dies entsprach 

den Richtlinien der Behörden über die Behandlung von festgenomme­

nen Personen im Rahmen des Großen Sicherheits- und Ordnungsdien­

stes und dient einerseits dem Zweck der Identifizierung des Fest­

genommenen und andererseits der Sicherstellung der Nachvollzieh­

barkeit der Amtshandlung bzw. Festnahme für das spätere Verwal­

tungsstrafverfahren. 

Zu Frage 8: 

Hier darf auf die Antwort zu Frage 5 verwiesen werden. 

Zu Frage 9: 

Abgesehen von den zuvor dargestellten Festnahmefällen kann diese 

Beobachtung nicht bestätigt werden. Im Bereich des Staatspolizei­

lichen Büros der BPD Wien werden auch keine Lichtbilder von fest­

genommen~n Kundgebu~gsteilnehmern verwahrt. 
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